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abgehaltenen Protestversammlung gegen einen Gewaltfrieden , die
aus allen Kreisen der Bevölkerung sehr zahlreich besucht war,
erinnerte Dekan Zeller  in eine Begrüßungsansprache daran,
daß das deutsche Volk hmte seine schwerste und ernsteste Schick-
jalsstunde durchlebe. Die Feinde wollen uns einen Frieden
auserlesen , der für uns gleichbedeutend mit einem Kirchhoffrieden
Wäre. Aber das deutsche Volk wolle leben. Um diesem drohen¬
den Schicksal zu entgehen, müsse jeder Volksgenosse die Schwere
heS Augenblicks verstehen lernen . Parteistreitigkeiten müßten
heute aufhören, wir müßten einmütig den furchtbaren Emst der
Gegenwart erkennen. Die Rot des Vaterlandes müsse allen zum
Bewußtsein kommen, und es müsse aus der Seele des Volkes
die letzte Kraft des Zornes und der Trauer herausgeholt werden.
Einmütig misse sich das ganze Volk hinter die Regierung stellen,
imd in eimnütigem Entschluß gegen einen solchen Frieden sich
wehren, so gut wir es können. Der Redner begrüßte sodann den
Präsidenten Keil , der ' « der Landesversammlung di« Gefühle
des ganzen württembergischen Volkes zum Ausdruck gebracht
habe, und der als guter Württemberg » und Deutscher seine Auf¬
fassung über die Friedensbedingungen darlegen werde.

Der Redner des Abends , Präsident Keil,  knüpfte an die
Bemerkung des Vorredners über das Glockengeläute während der
Lage der Nationaltrauer an , und wies darauf hin , wie die
Glocken im Kriege auch manchmal frohlockt hätten im Siegesjubel
Und wie Manche'  Kreise die Hoffnung genährt hätten , daß
Deutschland aus diesem Kriege wirtschaftlich gestärkt hervor¬
gehen werde. Nun sei aber der Krieg verloren worden wegen
der Erschöpfung des deutschen Volkes und der Uebermacht seiner
Gegner . Der deutschen Sozialdemokratie habe man den Vor¬
wurf gemacht, daß sie den Krieg unterstützt habe, daß sie daher
ebenfalls für den Krieg verantwortlich sei. Die deutsche Sozial¬
demokratie sei für die Unterstützung der Kriegführung nicht um
des Krieges willen eingekreten, sondern um das deutsche Volk
zu schützen vor dem Untergang . Sie sei sich bewußt gewesen,
wie furchtbar der Krieg sei, aber auch, daß die Niederlage noch
furchtbarer sei. Die Folgen der «Niederlage würden furchtbar
fein, selbst wenn unfern Einsprüchen in gewissem Umfang Rech¬
nung getragen würde , weil wir Jahrzehnte lang unter den fi¬
nanziellen und wirtschaftlichen Lasten der sog. Wiedergutma¬
chungen zu keuchen haben werden. Es seien sicherlich unver¬
zeihliche Fehler gemacht worden, aber jetzt sei nicht dje Stunde
zu Achten, die Gefahr sei heute größer als je, darum heiße eS
jetzt zusammenstehen, um dem Untergang zu entgehen. Ein
halbes Jahr sei jetzt Waffenstillstand, aber der brutale Kampf
der Gegner werde gegen das unbewaffnete , wehrlose deutsche
Volk fortgesetzt, gegen die deutschen Frauen , Kinder und Greise.
Diesem herzlosen, unmenschlichen Kampf der fortgesetzten Hun¬
gerblockade seien ungezählte Menschen zum Opfer gefallen. Die
deutsche Negierung habe den Wasfenstillstandsvertrag angenom¬
men im Vertrauen auf Wilson . Aber schon die Waffenstillstands¬
bedingungen seien im Widerspruch mit MlsonS Grundsätzen ge¬
standen. Das deutsche Volk, besonder die Sozialdemokratie,
habe 5 Jahre um einen Versöhnungsftieden gekämpft, ohne Rück¬
sicht auf die jeweilige Kriegslage , daß deutsches Land deutsch,
französisches französisch und belgisches belgisch bleiben solle, und
um so nachdrücklicher habe es die Sozialdemokratie vertreten , je
entschlossener manche Kreise in Deutschland entsprechend der gün-
Pgen Kriegslage über den Verständigungssrieden hinauswollten
Wilson habe seinerzeit einem sich selbst regierenden deutschen
Wolk, das seine alte Regierung abschütteln würde , einen Frie¬
den des Rechts versprochen. Deutschland habe jetzt die demo¬
kratischste Verfassung aller Länder der Welt . Die große er¬
drückende Mehrheit des deutschen Volkes sei unschuldig am Kriege.
Trotzdem trete Wilson nicht für den versprochenen Rechtsfttcdrn
rin . Der preußische Militarismus , der manche Auswüstse ge¬
habt habe, sei nun zertrümmert , dafür wolle aber der französische
Militarismus und der englische MartnismuS Deutschland ver¬
gewaltigen . Man habe der ganzen Welt die Gleichberechtigung
»er Völker versprochen, und nun gründe man einen Völkerbund,
von dem Deutschland ausgeschlossen werden solle wie ein Volk
von Aussätzigen, das später eventuell durch die Gnade der Alli¬
ierten ausgenommen werden solle. Die Völker würden durch den
Friedensvertrag in noch schlimmerer Weise verschachert als vor
einem Jahrhundert . Kerndeutsche Volksteile wolle man dem
deutschen BolkskSrper entreißen und unter das Joch der Fremd-
«Mschgst bringen^ Me st« um ihre Meinung gefragt zu habe».

Elsaß -Lothringen , das zu fast 90 56 von urdeutscher Bevölke¬
rung bewohnt werde, solle schon vor Unterzeichnung des Frie¬
densvertrags unter französischeOberhoheit kommen. Die preußi¬
schen Kreise Eupen und Malmedy , die rein deutsche Gebiete
sind, sollen Belgien zugewiesen werden. Um den Schein des
Selbstbestimmungsrechts zu wahren , werde folgendermaßen vor¬
gegangen : Innerhalb 6 Monaten müssen sich diejenigen Bewoh¬
ner, ^welche bei Deutschland bleiben wollen, in eine Liste ein¬
tragen . Aber es ist selbstverständlich, daß es unter der Kon¬
trolle der belgischen und englischen Bajonette nur wenige wagen
werden, offen für Deutschland einzutreten . Das sind dann die
Wilsonschen Grundsätze. Auch im Saargebiet sei eine rein
deutsche Bevölkerung ; es sei eine der wertvollsten und wichtig¬
sten Kohlenquellen Deutschlands . Man wolle es zu einem sich
selbstverwaltenden Gebiet machen, in Wahrheit werde eS in
wenig verhüllter Form an Frankreich fallen . Die deutsche Pro¬
vinz Schleswig , die eigentlich mit dem Weltkonflikt nichts zu tun
gehabt habe, werde Dänemark zugesprochen, und dieses Land
müsse sich wehren, daß ihm nicht deutsche Gebietsteile aufge¬
drängt werden, welche es nicht wünscht. Die Provinz werde in
3 Zonen eingeteilt . Die nördliche werde Dänemark ohne weite¬
res zugesprochen, in der mittleren soll ein besonderes Abstim¬
mungsverfahren eine dänische Mehrheit ermöglichen, und in der
südlichen Zone soll wieder ein anderes Abstimmungsverfahren
ebenfalls zu Gunsten Dänemark entscheiden. Beide südlichen
Zonen aber sind von überwiegend oder rein deutscher Bevölke¬
rung bewohnt . Danzig , das eine zu 97 58 deutsche Bevölkerung
besitzt, soll eine freie Stadt werden, in Wahrheit ein Vorposten
deS neuen polnischen Staatswesens . Reine deutsche Gebiets¬
teile Oberschlesiens sollen an Polen kommen und damit wichtige
Erz- und Kohlenquellen, auf die die deutsche Industrie in Zu¬
kunft angewiesen ist. Von einer Abstimmung in Posen sei
gar nicht die Rede, das werde ohne weiteres den Polen zuge¬
sprochen. Ostpreußen solle von Deutschland völlig abgeschnürt.
Meine! losgelöst werden. Teile von Schlesien sollen auch der
Tschechoslowakei zugesprochen werden . Den deutschen Brüdern
in Oesterreich solle das Selbstbestimmungsrecht verboten werden.
Die deutschen Kolonien sollen uns entrissen werden, trotzdem
Wilson in seinen Grundsätzen eine unparteiische Schlichtung
der kolonialen Streitfragen zugefichert habe. Auch die Nebersee-
kabel sollen uns genommen werden, die deutschen FunkeNstatio-
nen sollen unter Kontrolle der Entente kommen und nur noch
handelspolitische Nachrichten vermitteln dürfen, wodurch die En¬
tente unsere sämtlichen Handelsbeziehungen kontrollieren würde.
Noch schlimmer sei es mit den wirtschaftlichen Bedingungen . Es
müsse eine Abschlagszahlung von 20 Milliarden in 2 Jahren
geleistet werben. Zur Sicherung der finanziellen Forderungen
würden aller deutscher Besitz und alle Einnahmequellen von der
Entente beschlagnahmt, bis die feindlichen Ansprüche befriedigt
seien. Wir könnten also keine Nahrungsmittel ohne Genehmi¬
gung der Entente einkaufen. Deutschland habe außerdem die ge¬
samten Kosten der feindlichen Besatzungsherre zu tragen , die aus
dem linken Rheinufergebiet bis zu 15 Jahren bleiben sollen.
Das deutsche Volk dürfe nach den finanziellen Bedingungen
keinen Pfennig Zinsen für seine Kriegsanleihen zahlen , keine
Renten an seine Kriegsbeschädigten, Kriegerwitwen und Waisen,
denen es das Ehrenwort gegeben habe, daß für sie gesorgt werde,
es müßte alle sozialen Aufwendungen einstellen, ebenso die Auf¬
wendungen für staatliche Bedürfnisse. Dadurch würden Hun-
derttusende Arbeitsunfähiger und Bedürftiger unterstützungslos
werden. Zu allen diesen Bedingungen hin soll Deutschland noch
an Händen und Füßen geknebelt, bis zur LcbenSunfähigkeit ver¬
gewaltigt werden. Das sei das Werk des Ententekapitalismus.
Das deutsche Volk, das mit der Revolution die vollkommene
Volksherrschast ringeführt habe, das bestrebt gewesen sei, dem
Sozialisnms die Wege zu ebnen, solle außerstande gesetzt wer¬
den, seine Pläne zu verwirklichen. Die Bedingungen laufen
darauf hinaus , die sozialistischen Ideen zu ersticken, und den En-
tentekapitaltsmus zu kräftigen . Die feindlichen Länder , nament¬
lich Frankreich und England , haften auch schwere Opfer ge¬
bracht, und seien namentlich finanziell und wirtschaftlich schwer
geschädigt. Sie müßten ebenfalls infolge dieser Schädigungen
mehr zur Gemeinwirtschast übergehen, und um das zu vermei¬
den, suche der Ententekapitalismus sich am deutschen Wirtschafts¬
körper schadlos zu halten . Diese Tendenz sollte aber die fran¬
zösische und englische Arbeiterschaft merken, die dadurch ebenfalls
geschädigt werde, wenn der Ententekapitalismus siege. Für uns
seien die finanziellen Bedingungen unerfüllbar , schon wegen des
jnnMll Wider iprnchs. Frankreich wolle riesige GeMrjtzMgM,

die aber nur gemacht werden könnten, wenn man unsere Volk»»
Wirtschaft wieder aufleben ließe . England aber wolle uns all»
unbequemen Konkurrenten auf dem Weltmärkte ausschalten . (Wk»
glauben , daß die Entente durch ihre unerfüllbaren Bedingung»
uns überhaupt völlig ruinieren will. Die Schrift !.) Präsiden»
Wilson habe in seinen schön stilisierten Reden immer daraus bs»
ftandcn, daß es einen Wirtschaftskrieg nach dem Kriege nicht
geben dürfe. Dieser Friede aber bedeute die Erdrosselung de»
deutschen Wirtschaftslebens . Eine Konkurrenz auf dem Welt¬
markt werde uns nicht möglich, sein, denn wir müßten die Roh¬
stoffe zu Wucherpreisen von der Entente beziehen. Und wem»
wir keine Absatzgebiete finden , so könnten wir auch keine Na^
rungsmittel vom Ausland einführen . Es sei also nicht nur ein»
Erdrosselung der deutschen Industrie , sondern eine Erwürgung
des deutschen Volkes. Wir würden so wieder auf die Zeit vor
100, 200 Jahren zurückgeschraubt, zu einem vorwiegenden Agra»
staat, ein großer Teil unserer Bevölkerung müßte untergehe « ,
oder auswandern und als weiße Sklaven im Auslände , da-
uns hasse, Arbeit unter den schlimmsten Bedingungen annehm« ».

Gegen eine solche Vergewaltigung erhebe das deutsche Voll
Einspruch , «S appelliere an das Wellgewissen, an die feindlich«
Arbeiterschaft, die in ihrem eigenm Interesse sich gegen eine»
solchen Frieden wehren sollte. Am schlimmsten würde aber di»
deutsche Arbeiterschaft betroffen, denn ihr drohe VersklavunW,
Auch die andern Völker sollten sich gegen diesen Frieden wehren,
da er keinen dauernden Frieden verbüreg. Es würde eine ne«
Saatz des Hasses auSgestreut, es würde aus Jahrzehnte hinan»
keine Ruhe geben, denn jedes geknebelte Volk trachte danach^
seine Freiheit zu erhalten , solange sie ihm vorenthalten werde»
Die deutsche Nationalversammlung habe die Bedingungen eine»
ernsten Prüfung unterzogen , und sie als unannehmbar bezeich¬
net. Jeder deutsche Staatsmann müßte einen solchen Vertrag
mit dem Bewußtsein unterzeichnen, daß er nicht erfüllt werde»
könne, und daS deutsche Voll würde sich innerlich niemals mtt
einem solchen Frieden abfinden . In dieser Beurteilung feie»
sich alle Kreise einig . Trotzdem seien die Unabhängigen sß»
Unterzeichnung des Vertrags , zugleich hatten sie- aber erklärt, ihr»
Pattei werde die Regierung nicht übernehmen , wenn die jetzig»
Regierung nicht unterzeichne. DaS sei inkonsequent. Es werde
in diesen Kreisen große Hoffnung aufdieWeltrevolution
gesetzt. Aber wenn Aussicht bestehe, daß auch in Frankreich
und England , und vielleicht in Amerika die soziale Revolution
einkehre, dann sei jetzt die Stunde dafür da, daß die Arbeite»
ihre Stimme erheben. Wennsieesjetztnichttun,  dam»
dürsten wir keine' Hoffnung auf künftige Unterstützung habe».

Der Redner sprach sich dann über die Folgen im Falle de»
Ablehnung oder Annahme  der Friedensbedingunge»
aus . Lehne die Regierung die Bedingungen ab, dann sei mit
der Besetzung weiterer Strecken deutschen Gebiets zu rechne»,
mit Besetzung des Ruhrbeckens, wodurch unsere Kohlennot weite»
steigen würde, mit Verschärfung der Hungerblockade und de»
Hungersnot , die schon groß genug sei. Wenn man annehme,
dann bekomme man vielleicht in den nächsten Wochen etwas
kondensierte Milch und etwas Speck, aber unsere Industrie könn¬
ten wir nicht wieder aufnehmen, unfern Hundetttausenden vo»
Arbeitern könnten wir keine Arbeitsgelegenheit schaffen, und
wir müßten dann damit rechnen, auf lange Jahrzehnts gefesselt
zu sein. Wir müssen deshalb zunächst alle Kraft ausbiete»»
um die Bedingungen zu mildern . Me deutsche Regierung d»
mühe sich, den Vertrag zu bessern, wo es möglich sei. Bis jetzt
seien alle Abänderungsvorschläge des Grasen Brockdorff mit
herrschsüchtiger Siegergebärde abgewiesen worden . Am 21. Mat
laufe die Frist ab, die uns zur Unterzeichnung gestellt wurden
(Das ist die größte Schamlosigkeit. Me Schristl .) Das deutsch«
Doll müsse jetzt einmütig znsammenstehen, um sein Lebensrecht
zu behaupten . Wenn wir die angerichteten Schäden wieder gut»
machen sollen, dann müsse man auch unsere Kraft erhalten. ES
liege im Interesse Europas , daß das Voll in seinem Herze»
nicht in endloses Unglück gestürzt werde. Verneine man unfe»
Lrbensrecht , dann werde im deutschen Voll eine Gesinnung ent,
stehen, die auf Jahrzehnte hinaus Europa nicht zur Ruhe kom¬
men lassen werde. Das deutsche Voll wünsche aber nicht, daß
der Rachegedanke wieder Wurzel fasse, denn der furchtbare»
Opfer sei genug. Wenn Deutschland vernichtet werde, würde
die Welt unschätzbare Kulturgüter verlieren . Wenn man jede»
Zweigvoll seine Unabhängigkeit zugestehe, dann habe auch das
60 Millionenvoll der Deutschen ein Recht auf selbständige staat¬
liche Existenz. Auch in neutralen Kreisen sei man der Anficht,
haß Deutschland ,d>esM Weden 8>M «nnekmen könne. A4 ».



Amtliche BekanMrnaMngen.
^ OLeramt CÄw.

v) etkehr mkt Nutz - « ad Zuchwteh.
4M Folgende » werden dkr wichtigste» Bestimm uugek «Iber dm

Verkehr mit Nutz» und Zuchtvieh brkanntgegebe ». Die Biehbesitzer
Und die Nutzviehändler sind hierauf in ortsüblicher Weise zur Brach»

! tung hiuzuiveisen. Die Landjägermannschaften . sowie die Polizeibe-
Hieasteten haben die Einhaltung dieser im Fatrrsse der geordneten
Schlachtviehaufbringung erlassenen Vorschriften zu überwachen und
ft- e Zuwiderhandlung auzuzrigen.

l . Rindvieh.
1. Als Nutz» und Zuchtrindoieh im Sinne dies« Bestimmungen

gelte» alle nicht in die Bormerkungsliste anfgmommenen Rinder
jeden Alter » und Geschlechts.

2. Ei » Biehhalter darf von einem anderen Birhhalter innerhalb
de» Oberamt » unmittelbar Vieh erwerben oder solches an eine»
anderen Biehhalter im Bezirk verkaufen, die Veräußerung an Vieh»
Halter in andere » Oberämtern ist also verboten . Ausnahmen könne»
»an der Reischversorgungsstelle für Württemberg und Hohenzollern
Stuttgart . Berwaltungsabtetlunz in besondere» Fällen genehmigt
werde».

». Me Veräußerung und der Erwerb von Nutz » und Zuchtrind»
vfth auf Märkten und ini Weg der Versteigerung ist verboten . .

4 . Als gewerbsmäßiger Viehhändler ist im hiesigen Bezirk zu»
-elassen:

Rubin Beit Löwengarth , Rextngen
für de» ganzen Bezirk.

Dieser Händler darf Nutz- und Zuchtvieh lm ganzen Bezirk
«uskaufen und verkaufen , er darf aber nicht mit Viehhaltern anderer
Oberäniter Biehkäufe abschließeu.

Händler , die nicht ausdrücklich von der Fletschoersorgungsstelle
zu« Viehhandel zugelassen sind, dürfen ihr Gewerbe z. 3t . also nicht
ausllben : hierunter fallen insbesondere auch dt« sog. Bauernhändler,
ivelch« Vieh kaufen , um es nach kurzer Einstellung wieder weiter z«
verkaufe ». Wandergewerbeschein bezw. Gewerbelrgittmattonskarte
Genügen nicht : leder Händler muß außerdem einen Ausweis von der
Reischversorgungsstelle besitzen.

5. Nutz- und Zuchtrindvieh , mit Ausnahme von Kälbern bis zu
S Monate », darf nur veräußert iverde« auf Grund einer Bescheinig,
vng de» Ortsvorstehers (des bisherige » Standorts des Tieres ), daß
da» Tier nicht ln die Bormerkungsliste ausgenommen ist. Diese Be¬
scheinigung gilt 2 Wochen vom Tage der Ausstellung ab und ist
det» Transport des Tieres mitzuführen.

Kälber , bis zum Alter von S Monate », dürfe » (abgesehen vom
Verkauf a« die Reischversorgungsstelle ) nur zur Zucht verkauft
«erde » , auf Grund einer schriftliche» Ermächtigung des Ortsvor
ßehers de» bisherigen Standorts des Kalbe ».

6. Ueber den Umsatz von Nutz » und Zuchtrindoieh sind Schluß-
fchel»« nach Vordruck der Reischversorgungsstelle wahrheitsgetreu
«wMferttgen und vom Käufer und Verkäufer zu unterzeichnen . Nr
jede« Tier ist ein besonderer Schlutzschein zu verwenden.

Für den Umsatz von Rindvieh unmittelbar von Biehhalter zu
Vtrhhalter werden Vordrucke für Schlußscheine unentgeltlich vom
Ortsvorsteher abgegeben.

Der Veräußerer hat den Schlußschei« auszufertigrn , jedoch ist der
Erwerber ebenfalls für die wahrheitsgetreue Ausfertigung des Schluß
scheine» oenmtwortlich . Den Schlußschei» und amtlichen Wagschei»
hat der Veräußerer innerhalb einer Woche seinem Ortsvorsteher zu
Übergeben. Wer in den Schlußschein falsche Angaben einträgt
(fletsche» Gewicht, falschen Preis u. s. w.) macht sich der Urkunden-
Mischung schuldig.

7. Nutz- und Zuchtrindvieh darf nur nach Gewicht verkauft
«erde «. Das Gewicht ist auf einer amtlichen Wage zu ermitteln.
Die Tiere dürfen bei der Verwägung mäßig gefüttert sein. Außer
de« im Schlutzschein anzugebenden Kaufpreis dürfen keine weiteren
Leistungen wie Trinkgeld , Futtergeld , Stallgeld u. s. w. verabredet
»erden . Diese weiteren Leistungen sind strafbare Ueberschrritung des
Höchstpreise». -

Der Höchstpreis für lOO Kilo Gewicht beträgt:
a) für Zuchtfarren , hochträchtige (kalbgriffige ) Rinder (Kaibtmren

und Kühe ) und für Kllhe mit mindestens 8 Liter täglichem
Milchertrag zu Zeit der Veräußerung . . . .  ISO Mk.
nebst einem Stückzuschlag bis höchsten» . . 4M Mk.

- ) für Zuchtkälber bis zu 3 Monate « . 180 Mk.
mit einem Stuckzuschlag bis höchstens . . . . 4M Mk.
für gewöhnliche Zugochse» und Zugstter« . . . 820 Mk.

tt) für alle» ander « mehr als 3 Monate all « Nutz¬
oder Zuchtrindoieh . IM Mk.

Wer bei Zugochsen und Zugstieren einen Gewichtspreis von mehr
als IM Mk . für IM Kilo Lebendgewicht, oder bei den unter Buch¬
staben , genannten Tieren einen Stückzuschlag (bis 4M Mk ) fordert,
garantiert damit für die zugesicherte Eigenschaft (Trächtigkeit , Milch¬
ertrag . Zug).

8 . Ausnahmen von Höchstpreiszivang können von der Fleisch»
versorgungsstetl « für Tiere von besonder » hohem Zuchtwert be¬
willigt werde«.

S. Die zugelassenen Viehhändler dürfen beim Einkauf von Vieh-
Halter » höher« Preise als die Höchstpreise nicht bezahlen.

Bei der Wiederveräußerung an einen Biehhalter seines Bezirks
darf der Nutzoiehhändler für seine Bemühungen einschließlich sämt¬
licher Auslagen zu dem von ihm bezahlte» Kaufpreis höchste« » nach¬
folgende Stückzuschläge erheben:

bei einem Kaufpreis bis zu SM Mk . höchstens 25 Mk.
., ,. .. von SOI—1200 ., ., 3S „
.. .. von über 1200 .. .. 45 .,

Bet Wiederveräußerungen an eine» anderen Nutzviehs ndler darf
der verkaufende Händler als Stückzuschlag erheben:

de! einem Kaupreis bis zu SM Mk . höchstens 20 Mk.
.. .. von SOI—12M „ ,. 25
„ .. „ von über 1200 „ „ ZO >.

Der Nutzoiehhändler darf von den Tieren , welche er von einen,
anderen Nutzviehhändler gekauft hat , bet der Abgabe an Mrhhaltrr
seines Bezirks erheben:

a)den von ihm bezahlten Kaufpreis und den von ihm an de«
ersten Nutzoiehhändler bezahlten Zuschlag (20, 25 oder 30 -̂ r)

d ) die ihm erwachsenen notwendigen Eisenbahnfrachtauslageu (bei
gleichzeitiger Beförderung mehrerer Stücke unter verhältnis¬
mäßiger Verteilung auf die e nzclnen Tiere ),

c) für sich einen Stllckzuschlag von
höchstens 25 Mark bet einem Kaufpreis bis zu . . . SM Mark

„ 30 ., „ „ von SOI bis 12M „
.. 35 „ . . . . über 12M ..
10. Jede Veräußerung , sowie jeder Erwerb von Nutz- und Zucht¬

vieh jeder Art durch einen Viehhalter ist vom Veräußerer dem Orts¬
vorsteher des bisherigen Standorts des Tieres und von dem Erwerber
dem Ortsvorstrher des neuen Standorts !m Laufe der Veräußerung»
bezw. Crwerbswoche anzuzeigen . Dir Urbergabe des Schlnßscheins
gilt als Anzeige.

11. Die Einführ von Vieh jeder Art in dar Wirtschaftsgebiet
Wllrttemberg -Hohenzollern sowie di« Ausfuhr aus diesem ist nur auf
Grund befonderer Ermächtigung der Reischversorgungsstelle gestattet.

U. Schwein «.
1. Schlachtschweine dürfen nur an di« Reischversorgungsstelle

veräußert werden.
2. Dt « Veräußerung und der Erwerb von Nutz . (Einstell . )

Schweinen bis 25 Kilo Lebendgewicht ist innerhalb de» Wirtschafts¬
gebiets Württemberg » Hohenzollern vor Schweinehaltrr zu Schweine»
Halter für die Zwecke der eigenen Schweinehaltung gestattet,

S. Zur Veräußerung und zum Erwerb von Schweinen über 2S
Kilo Lebendgewicht ist. abgesehen vom Verkauf an die Reischversorg,
«ngsstelle selbst, vorher in jedem einzelnen Falle die Genehmigung
der Reischversorgungsstelle , Verwaltungs -Abteilung einzuholen.

4. Di « gewerbsmäßigen Schweinehändler dürfen sich nur mit dem
Handel mit Einstellschweinen bis 2S Kilo Lebendgewicht befassen.

5. Die Händler dürfen ihr Gewerbe nur auf Grund eines Han»
delsscheins (von der Fleischversorgungsstelle ) betreiben , in welchem das
Gebiet bezeichnet ist, für das der Händler zugelassen ist.

8. Jede Veräußerung sowie jeder Erwerb von Nutz - und Zucht¬
schweinen durch einen Schweinehaller ist vom Veräußerer dem Ort¬
vorsteher des bisherigen Standorts des Tieres und von dem Erwerber
dem Ortsvorsteher des neuen Standorts im Laufe der Beräußerungs-
bezw. Erwerbswoche anzuzeigen.

Die Einfuhr von Schweinen jeder Art in das Wirtschaftsgebiet
Württemberg -Hohenzoller » sowie die Ausfuhr aus diesem ist nur auf
Grund besonderer Ermächtigung der Reischversorgungsstelle gestattet.

III . Schafe und Ziegen.
1. Schlachtschafe dürfen nur an die Fleischoersorgungsstelle ver¬

äußert werden.

große Mehrheit des deutschen Volkes set un»
«chuldtgandiesemKrtege.  Dennoch sprechen die feind¬
lichen Staatsmänner Deutschland die Schuld am Kriege zu.
Aber wir könnm nimmermehr zugeben , daß wir di « Schuld am
Kriege tragen . Die Entente habe sich geweigert , den deutschen
Vorschlag ^mzunehmen , die Ursachen deS Krieges von einem neu¬
tralen Gerichtshof feftstellen zu lasten . Wenn sich die feindlichen
Staatsmänner so unschuldig fühlen , dann könnten sie einem sol¬
ch« Urteil doch ruhig entgegensehen . Ms persönliche Ueber-
«e» g«« g sprach der Redner aus , daß wenn es auch in Deutsch¬
land Kriegstreiber gegeben habe, wie in allen Ländern , dieselben
di Frankreich , England und Rußland mindestens so stark dec¬
kten gewesen seien . Wenn die Entente sich nicht zu einer solchen
Aufklärung verstehen wolle , so, verschleiere ste diegeschichtliche
Wahrheit.

Die Regierung trage sich mit dem Gedanken ritt « VolKab-
ßtumnmg . in der dar Volk zeige « solle , ob es für die Annahme
pt>« Ablehnung des Vertrags ist. Im Falle der Ablehnung
«der Annahme werde da » Volk bitter ernsten Zeiten entgege .r-
tzehen . Aber wir dürfen den Mut nicht sinken lassen . Das
brutsche Volk müsse weiter leben , weil ein Kulturvolk nicht ver¬
nichtet werden könne . Wenn auch viele Volksgenossen Hungers
stechen oder auswandern müssen , der Stamm werbe erhalten
bleiben . Um aber dem wieder Aufstieg zu sichern , dazu bedürfe
es der Zusammenfassung allerKräfteohne Un¬
terschied der Partei,  wenn jede Partei auch schließlich
einen andem Weg zum Ziele gehe. Jetzt aber in der Schicksals¬
punde dB brutschen Volles müssen alle Walls genossen zusMmen-

stehen in dem einmütigen Willen , das Wolk aus seiner größten
Not und Gefahr zu retten.

Die Ausführungen des Redners wurden mit großem , spon¬
tanen Beifall entgegengenommen . Dekan Zeller  brachte die
Zustimmung und den Dank der Teilnehmer in warmen Worten
zum Ausdruck . Besonders dankte er dem Redner , daß er sich
von der Kritik anderer Anschauungen ferngehalten habe , denn
jetzt gelte es nicht rückwärts , sondern vorwärts zu schauen . Das
deutsch« Voll müsse jetzt einmütig zusammenstehen in dem Ent¬
schluß , sei» Recht auf Licht und Sonne geltend zu machen . Er
ersuchte den Redner , die einmütige Kundgebung der Calwer Be¬
völkerung der württ . Regierung und Landesversammlung zur
Kenntnis zu bringen . — Eine Erörterung wurde nicht ge¬
wünscht.

Die Strangulierungsbedingungen des Entente-
Friedens . — Das „Selbstbestimmungsrecht ".

* 3m Friedensausschuß der deutschen Nationalversammlung machte
am Samstag , nachdem der Reichsjustizmintster Landsberg und der
Reichspostminister Giesberts über den Verlauf der Verhandlungen in
Versailles Bericht erstattet hatten , der Reichswirtschastsminister Wissel
Ausführungen über die Wirkungen der Friedensbedingungen auf
unser Wirtschaftsleben . Er beinerkte , das deutsche Volk habe in seiner
übergroßen Mehrheit geglaubt , daß die Friedmsbedlngungen den von
Wilson aufgestellten Grundsätzen entsprechen. Wie die Gegner aber
den Frieden anstreben , bedeute er die Erwürgung des deutschen
Wirtschaftslebens , die Verurteilung des deutschen Volkes zu einer
Lro » . Bebe » de« Wveren wirtschaftlichen Bedingungen , der Be-

/

Der Aufkauf «on SchlachtAeM (ckilschtkeWch- er Kitzen) (st E
«all Genehmigung der Oberamt » gestattet . diese Erlaubnis gilt nur W
den Bezirk des betreffenden Oberamts . * 1

2. Die Veräußerung und der Erwerb von Zuchtschafea und «o»
Nutz - und Zuchtziegen jeden Alters und Geschlechts ist innerhalb de,
Wirtschaftsgebiets Württemberg » Hohenzollern von Schashalter z»
Schafhalter und von Ziegenhallcr zu Ziegenhalter je für die Zweck-
der eigenen Schaf » und Ziegenhaltnng gestattet.

3 . Gewerbsmäßiger Handel mit Zuchtschafea und Nutz» und Zuchft
ziegen ist nur auf Grund eines Handctsscheins (von der Fleischo« «
sorgungsstelle ) gestattet , in welchem da » Gebiet bezeichnet ist, für das
der Händler zugelaffen ist.

4 . Jede Veräußerung sowie jeder Erwerb von Nutz- und Zucht,
schüfen oder -Ziege» durch eine« Viehhalter ist vom Veräußerer dem
Ortsoorsteher de» bisherigen Standorts de» Tiere » und von dem Er¬
werber dem Ortsvorstrher des neuen Standort » im Laufe der Ber-
äußerungs - bezw. Erwerbswoch « anzuzeigen.

5. Die Einfuhr von Schafen und Ziegen in das Wirtschafte
gebiet Württemberg - Hohenzollern sowie die Ausfuhr aus diesen ,/?
nur auf Grund besonderer Ermächtigung der FleischoersorgungM;
gestattet.

IV. Allgemeine Bestimmungen.
1. Verträge , welche den vorstehenden Bestimmungen zuwider-

lausen , sind nichtig.
2 . Zur Bahnbeförderung darf Rindvieh jeder Art von Vieh«

Haltern nur mit schriftlicher Erlaubnis der Fleischversorgungs-
stelle aufgegeben werden.

Die Bahnbeförderung von Schweinen bis zu 25 Kilo Le¬
bendgewicht (Ferkel ) ist innerhalb des Landes freigegeben ; für
Schweine über 25 Kilo Lebendgewicht ist schriftliche Erlaubnis
der Fleischversorgungsstelle notwendig.

Zuchtschafe und Nutz - und Zuchtziegen dürfen auf Grund
einer Bescheinigung des Ortsvorsteheks des Ursprungsorts der
Tiere , daß der Versand gestattet sei , zur Bahnbeförderung inner¬
halb des Landes (Württemberg -Hohenzollern ) aufgegeben werden.

Zum Versand von Vieh jeder Art (Rindvieh , Schweine,
Schafe , Ziegen ) nach Orten außerhalb des Wirtschaftsgebiets
Württemberg -Hohenzollern ist Versandschein der Fleischversor¬
gungsstelle erforderlich.

3. Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften sowie Sit
auf Grund dieser Vorschriften getroffenen Anordnungen werde»
mit Gefängnis bi - zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
1500 Mk. bestraft , soweit nicht di » höheren Strafandrohungen
der Verordnung gegen den Schleichhandel vom 7. März 1918 , so¬
wie der Verordnung gegen Preistreiberei vom 8 . Mai 1918 und
des HöchstpretSgesetzes Anwendung finden.

Die Verordnung gegen den Schleichhandel vom 7. Mäq
1918 sieht Gefängnisstrafen bis zu 5 Jahren und daneben Geld«
strafen bis zu 500000 Mk . und als Nebenstrafen den Verlust
der bürgerlichen Ehrenrechte und die Bekanntmachung der Ver¬
urteilung auf Kosten des Täters vor . Für den Rückfall hnd
Zuchthausstrafen bis zu 5 Jahren , bet mildernde » UmstäÄm
Gefängnis nicht unter 6 Monaten vorgesehen . Durch die Ver¬
ordnung gegen Preistreiberei sind für übermäßige Preissteigerung
bezw . Höchstpreisüberschreitung Gefängnisstrafen bis zu 5 Jahre»
und Geldstrafen bis zu 200 000 Mk., t mRückfall Zuchthaus¬
strafen bis zu 5 Jahren , bei mildernden Umständen Gefängnis
nicht unter 6 Monaten angedroht . Daneben kann auf Einziehung
und auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte und Bekanntmach¬
ung der Verurteilung erkannt werden.

Calw , den 12! Mai 1919.
Obuamtmann : GSS.

Oberamt Calw.

Betr . : Vorrückung der Schußzeit für Rehböcke,
Mit Genehmigung der Staatsregierung wurde die allgemeine

ordentliche Schußzeit für Rehböcke in entsprechender Kürzung
der in 8 1 Abs . 1 Zlff . 3 der Berordung über die Hegezeit deS
Wildes vom 17. 3 . 19M ( R . Bl . S . 201 ) vorgeschriebeneir
Schonfrist auf 16 . 5 . 1919 vorgerückt.

Den 14 . Mai 1919.
Oberamtmann : Gös.

schlagnahnie des gesamten deutschen Auslandseigentums , der Forder¬
ung der Meistbegünstigung für die Miierten vhne Gegenseitigkeit,
(sodaß wir also die Waren der Alliierten ohne Schutz unserer Indu¬
strie hcreiulassen muffen, während uingekehrt die Alliierten unsere noch
konkurenzfähigen Artikel durch Zollsch ranken abhalten können, ) neben
den Forderungen auf Kohlenlieferungen , die in ihrer Ungeheuerlich»
keit kaum iibertroffen werden können , sollen wir von unser» Staats¬
waldunge « nahezu 1Milliarden  Hektar im Werte von 6
Milliarden Goldmark abtretrn . Durch Volksabstimmung Können
uns weiter 412 OM Hektar im Werte von 1,7 Milliarden entrissen
werden . Weiter sollen wir 1238 Schiffe mit 4542 333 Brutlo-
Tonnen abliefern , sodaß uns nur noch 585176 Tonnen Schiffs¬
raum verbleiben . Durch die vollständige Auslieferung der Fischerei-
flotte zverden etwa 64 OM deutscher Seeleute brottos gemacht.
Ein « ungeheuerlich « Forderung ist die Internationalisierung der
Hauptwasserwege Deutschlands . An Bargeld Zverden gefordert 20
Milliarden in Gold , weitere 40 Milliarden in Schuldverschreibungen,
und sobald man die Ueberzeugung hat , daß Deutschland die Zinsen
und Tilgungsraten für weitere 40 Milliarden sicher aufbringen kann,
sollen auch dafür Schuldverschreibungen ausgegebe » werden . Dana
soll Deutschland sämtlichen belgischen Anleihen bei de» Alliierten de»
zahlen und schließlich sollen wir nicht einmal die Zinsen für die
deutschen Kriegsanleihen bezahlen dürfen , wodurch wir unschuldige
kleine Rentner , Witwen und Arbeiter ihrer Spargroschen berauben
würden.

Auch Reichsminister Giesberts erklärte ebenso wie Wissel, daß
kcs Regierung diesen Vertrag mit der Ueberzeugung unterschreiben

daß er durchgeführt werde . Das Bestreben der deutscher



Sriedensabortmnng werde deshatt . in erster Lim« darauf hiuans-
uerien unser« Gegner von der Unerfüllbarkeit der Forderungen zu
ÄrMge ». (Das wissen sie selbes Deutschland müsse sein nativ-
«aler und wtrtfchasttiches Eigenleben , seine Selbständigkeit alsStaatr-
weseil unbedingt retten . Garantier » sür die Durchsührung übernom-
tnener Berpsiichwngcn werde Deutschland in anderer Form zu stelle»
Laben Der Friedensvertrag bedeute den wirtschaftlichen Ruin unsere,
Landes sodaß .vir nicht in der Lage sind, dir Schäden m Belgien
und Frankreich wiedergutzumachen. Mr die deutschen Arbeiter be-
deute die Durchführung de, Friedensvertrag , eine Hernnterdruckuug
der Lebenchallung auf da , denkbar tiefste Niveau , eine Verlängerung
- !r Arbeitszeit . Verschlechterung des Ar 'oeiierschutze« und Zertriimn . r mg
L ^ alm Versichemng . Der deutsche Arbeiter werde also der Ar-
b its,Klaue des Internationalen Kapitals werden . Aber d.e Entente-
oalit ker möaen sich merken, daß einmal di« kanrpsgcwohntr deutsche
Arbeiterklasse sich nicht in dieses Sklaoensoch drücken läßt , und daß
Ne daher In dem von der Entente untersochten und kontrollierten
Deutschland niemals Ruhe finden werden . Die Entente habe es in
der Hand einen wirkliche» Völkerfrieden herzustellen, oder durch diesen
Frieden den Grundstein zu neuen Kriegen zu legen.

Bekanntlich wurden auch unsere Missionar « aus den feindlichen
Missionsgebieten . und wenn sich die Macht der feinditchen Staaten
Staaten auch auf andere Länder ausstreckte , aus den Staaten aus¬
gewiesen. die durch Druck der Entente die Beziehungen zu uns ab¬
gebrochen haben . Gras Brockdorff -Rantzau hat nun an dir Alliierten
eine Not « gehen laste», i» welcher er zu dem Paragraph 438 des
Frledensvertrags . dieses Dokuments wahrer Menschlichkeit . Stellung
nimmt , daß die deutschen Missionare aus allen ihren Arbeit »,
gebieten mit Ausnahme desjenigen in den niederländischen Kolonien
hinauZgeworfen werden sollen. Die deutsche Not « protestiert gegen
diese brutale Gewalttat , die die deutschen Missionäre , die sich seit 200
Jahren in allen Teile » der Welt der religiösen, sittlichen und wirt¬
schaftliche» Hebung der Völker gewidmet haben , zum Abbruch ihrer
vielversprechenden Tätigkeit zwinge . Die deutschen Missionare würden
so aus ihrer Wirksamneit gerissen, und inehr als 1 ' /» Millionen
Taufbewerber und Schüler aller Rasten würden ihre geistige» Führer
verliere ». In den Bestimmungen der Kongoakte sei der Schutz und
die Freiheit der Missionare gewährleistet , es würden also diese Be¬
stimmungen außer Kraft gesetzt, wodurch die Wiedcraussöhnung der
Völker mehr verhindert als angebahnt werde.

Aber auf die Versöhnung kommt es den Alliierten gar nicht an.
sondern auf die möglichste Sicherung des Rtesenraubes . den sie durch
schamlosesten Vertragsbruch jetzt etnzuheimsen gedenken . Es handelt
sich für die Entente in allen ihren Handlungen nur darum , jegliche
Möglichkeit eines Wiederauflebens des deutschen Einflusses in der
Welt von vornherein auszuschalten . Deshalb wird uns unser aus¬
ländisches Besitztum, unsere Handelsflotte genommen , deshalb dürfen
»vir auch keine Missionstätigkeit niehr ausübe », weil die christlichen
Angelsachsen darin eine Gefahr für die Aufrechterhaltung ihrer Heuchel-
Politik und damit Weltherrschaft erblicken.

Es bedeutet die größte Verhöhnung der Welt , namentlich aber
Europas , daß die Amerikaner , die jede Einmischung anderer Völker
in die Angelegenheiten des ganzen amerikanischen Erdteils ablehne »,
frech und gottesfürchttg sich in all« europäischen Angelegenheiten ein-
mischeu und noch riesig« Gebiete in Kletnasien und zwischen Afrika
und Asien einstecken. Wann werden die europäischen Völker sich
gegen die Anmaßung des angelsächsischen Imperialismus wehren , de
die Völker gegeneinander hetzt, um sich zu inästen ? ! O . 8.

Dt « Bedingungen für Oesterreich und Ungar « .
Bern . 17. Mat . Informationen aus amerikanischer Quelle zu¬

folge sind die Friedensbedingungen der Alliierten für Oesterreich-
Ungarn außerordentlich nnlde und unterscheiden sich im Geiste ivesent-
sich von denen, die Deutschland auferlegt worden sind. Aus derselben
Quelle erfährt der Vertreter der Telegraphen -Kompagnie , daß sich
die Bedingungen ungefähr in folgendein Rahmen halten werden:
il. Anerkennung der Republiken Oesterreich und Ungarn . 2. Verzicht
beider Staaten auf die Einführung der Dienstpflicht. 3 Herausgabe
der Munition »ind der schweren Geschütze. 4. Schleifung der Forts
an den rumänischen Grenzfesten . 5. Umwandlung der Armeen in
eine Polizeitruppe . 6. Unterstellung der Donauschiffahrt unter den
Völkerbund . 7. Abtretung eines Teiles des Banats mit Temesvar an
die Südslaven . 8. Abtretung Tirols an Italien . 9. Oesterreich er¬
hält das Recht auf einen Zugang zum Meer und auf Mitbenutzung
der Eisenbahnen und Docks in Fiume.

Genf , 17. Mai . Nach einer Information des »Journal " dürfte
Dcutsch-Oesterreich in Zukunft aus einem Teile von Kärnten und
Steiermark , aus den Provinzen Ober - und Niedcr -Oesterreich und
aus einen, Teile Tirols bestehen. In Tirol soll noch eine Volks¬
abstimmung über das Schicksal des Landes entscheiden. Die ungar¬
ische Republik dürfte lediglich auf die Donauebene beschränkt bleiben.

Genf , 17. Mai . Wie aus Paris berichtet wird , haben die Alli¬
ierten beschlossen, die österreichische Handelsflotte zur Wiedergutniach-
img der Verluste zu verwenden , die durch die Unterseeboote entstanden
sind. Italien hat die Forderung erhoben , daß ihm sämtliche Schiffe
zugesprochen werden , deren Heimathafen Triest ist. Durch die Beschlag-
nähme der österreichischen Schiffe sind die Alliierten in die Lage ver-
siht, fast 48 Prozent des gesamten Tonnageverlustes zu ersetzen.

Oesterreich soll seine Unabhängigkeit verkaufen.
Versailles . 17. Mai . Laut »Matin " haben Pichon und Ele-

mentel gestern im Haushalisausschuß der Kaminer nochmals die
Regierungsvorlage wegen eines Kredits von 75 Millionen Francs
a » Oesterreich zur S .chcrstellung seiner Versorgung vertreten , die
kürzlich von dem Ans chuß als unangebracht abgelehnt worden war.
Pichon begründete diese Kritik politisch. Die Regierung wünsche
Oesterreich so zu Helsen, daß es nicht gezwungen sei, sich mit Deutsch-
laud zu verbinden . Pichons Erklärung , die Elemente ! durch Ziffern
belegte , überzeugte den Ausschuß auch diesmal nicht, der meinte , eine
solche Finanzoperation dürfe den französischen Steuerzahler nicht be-
asten und der Ausschuß müsse erst genaue Angaben über das von

Oesterreich zu stellende Pfand Habens Darauf ersuchten Pichon und
Elemente !, von einem Beschluß zrbzujehen . Sie würden anfangs

nächster Woche die Vorlage »och einmai mit neue« Vorschläge « unk
in »euer Form vorlege ».

Die Aufteilung der Türket.
Versailles , t7 . Mai . Dem . Temps " zusolgr sind die Biättec-

metduugcn unrichtig , daß schon eiu cudgüüiger Beschluß bezüglich des
Friedens mit der Türkei und wegen Austeilung der asiatischen Türkei
getroffen sei Der Biccerrat Hab« lediglich vor drei Tagen gewisse
Lösungen Ins Auge gesaßt, die elwa dahingehen : t . Die Bereinigten
Staaten erhalten da » Mandat für Konstanünopei und Armenien.
Letzterem werden die Gebiet « von Adaua und Mersina angegiiedert,
um ihm den Weg zum Mittelmeer zu sicher». Diese Lösung kann
erst durch die Ratifizierung seitens des amerikanischen Senat » eud
gütig werden . 2. Griechenland erhält die Küstenzone . deren Haupt-
Mittelpunkt Smyrna ist. 3 Italien erhält da» Mandat Uber Süü-
anatolien mit Adalia als Haupihafe » und Koma als Mittelpunkt.
Dir Rordgrenzr wird durch die Wüste , leie Klrinasie » von Osten nach
Westen durchzieht, gebildet . 4 . Nordanatolien , dar Brussa und
Angora umfaßt , soll den eigentlichen türkischen Staat bilden , in dem
der Sultan präsidieren soll. Es ist davon die Rede , Frankreich zu
beauftragen , die Unabhängigkeit (!) dieses Staates zu wahren . Diese
verschiedenen Lösungen stoßen auf Einwendungen , die »och nicht be¬
seitigt sind. Der Temps will wissen, daß der Staatssekretär für
Indien , Lord Moniuga . der in Begleitung einer Delegation indischer
Mohamcdancr in Paris einiraf , der englischen Regierung Vorhalte,
eine übermäßige Reduzierung der Türkei werde unfehlbar lebhafteste
Unzufriedenheit de! den Mohamedanern Indiens verursache»

3« Niedeiissrage.
Peitsche nnd Zuckerbrot.

London , 17 . Mai . Das Reuter 'sche Bürau erführt,
daß außer den notwendigen militärischen Maßnahmen , die
man sür den Fall , daß Deutschland den Friedensvertrag
nicht unterzeichnen sollte, beschlossen hat , mich wirtschaftliche
Schritte vorgesehen werden , die die Wiedcrauferlegung der
vollen Blockade in ihrer schärfsten Form zur Folge haben
würden . Anderseits habe der Oberste Wicischastsrat auch
dafür gesorgt , daß die Blockade im Falle der Unterzeichnung
des Fnedensverirages durch Deutschland aufgehoben und es
Deutschland ermöglicht werden wird , die Bestimmungen des
Vertrags auszusühren.

Finstere Entschluffcnh . it der dentsche « Ostseeprovinze » .
Bromberg . 16 . Mat . Auf Einladung der deutschen Ver¬

einigung hatten sich gestern in Bromberg 300 Vertreter der deut¬
schen Bolksräte , die rnehr als 600 Ortschaften der Provinzen
Posen und Westpreußen vertraten , versammelt . In zweistün¬
diger Rede schilderte Geh . Rat Cleinow die gegenwärtige Lage
der Ostmark . Komme die Stunde , wo die Regierung die Ver¬
handlungen abbrechen müsse, dann habe sich ein jeder hinter di«
Regierung zu stellen und seine Pflicht zu tun , nötigenfalls mit
der Waffe in der Hand . Cleinow warnte dabet ausdrücklich vor
Provokationen und feindseligen Handlungen gegenüber den pol¬
nischen Mitbürgern . — In der Auffassung über die Lage und
über die Abwendung der Gefahr bekundeten die erschienenen
Vertreter volle Einmütigkeit und unierrückbare Entschlossenheit.
In geheimer Abstimmung wurde eine Entschließung angenom¬
men , in der eS heißt : Wir erwarten , daß die Regierung einen
Frieden ablehnt , der ein Verbrechen an der Zukunft des deut¬
schen Volkes , an dem Volkstum der deutschen Ostmark ist. Wir
find entschlossen , unser SAbstbestinimungsrecht , um das Wilson
uns betrügt , praktisch mit der Waffe in der Hand auszuüben
und uns gegen polnische Vergewaltigung unserer Ostmark zu
wehren . ( Anmerkung des WTB . : Hierbei versteht es sich von
selbst , daß über die Anwendung der Waffengewalt allein die
Reichsregierung zu entscheiden hat .)

Berichtigungen des Ententefriedensentwmf ».
Versailles , 16. Mai . Llemeuceau hat einige Berichtigungen

zum Entwurf des Friedensvertrages an die deutsche Delegation ge¬
geben, denen zufolge einige wesentliche Aenderungen zu verzeichnen
sind. Im 3. Teil : „Politische Bestimmungen über Europa ' lautet
der 6. Abschnitt über Oesterreich nunmehr folgendermaßen:

Deutschland erkennt an und wird die Unabhängigkeit Oester¬
reichs in den Grenzen strikte anerkennen , welche im Vertrag zwischen
diesem Staate und den hauptsächlichen alliierten und assoziierten
Mächten festgelegt werden . Deutschland erkennt an . daß diese
Grenze unverändert und unabänderlich ist. ausgenommen mit
Zustimmung des Rats des Völkerbundes.

In demselben Teil , Abschnitt 14, wird die Bestimmung . Deutsch¬
land erkennt dauernd und unveräußerlich , die Unabhängigkeit aller
am 1. August 1914 russisch gewesenen Territorien , ferner die Annul¬
lierung der Verträge von Brest -Litowsk , sowie alle seit November
1917 getroffenen Abmachungen mit allen Regierungen oder politische»
Gruppen Rußlands an ", folgendermaßen abgeündert : Deutschland
erkennt dauernd und unveräußerlich die Unabhängigkeit aller an» 1.
August 1914 russisch gewesenen Terrarien , ferner dir Annulierung der
Verträge von Brest -Litowsk sowie aller mit der inaximalistischen Re¬
gierung in Rußland getroffenen Abmachungen an ".

Im 14. Teil . »Bürgschaften für die Durchführung " ist Art . 43g
jetzt folgendermaßen gesaßt : . Falls während der Besetzung oder
»ach Ablauf der oben vorgesehenen 15 Jahr « der Wicdergutma-
chuugsausschuß erkennen sollte, daß Deutschland die ans dem Bcr-
trage hervor gehenden Verpflichtungen ganz oder teilweise zu beachten
sich weigert , werden auch die bis dahin geräumten Zonen sofort ganz
oder teilweise wieder besetzt werden ." (Bisher hieß cs : „nicht völlig
oder gar nicht eingehakten hat .")

Die Entente und die deutschen Anregungen.
Rotterdam , 17. Mal . Wie „Nieuwe Rotterdamsche Eourant'

meldet , berichten „Daily News " aus Paris , die Note Brockdorff-
Rantzaus über das Arbeitergesetz habe eine interessante Folge gehabt.
Wenn auch die Alliierten darauf geantwortet hätten , daß keine weitere
Aktion notwendig erscheine, so sei doch darauf der Ausschuß für die
Arbeiterangelegenbeiten zusammengetreten . um sn ttipägey » pb es Mt

erwünscht sei, daß Deütjchiaud als hällMldes Mitglied dkk grplWM
internationalen Arbeiterorganisation beitrete . Allgemein «vcrde dttz
Meinung geäußert , daß dies au » naheliegenden Gründen sehr er»
wünscht sei, es jedoch deshalb sehr schwierig sei, weil Deuischland in, '
den Völkerbund ausgenommen werden solle. Daher halte man es
sür das beste, beide Fragen zugleich zu behandeln , wenn im Oktober
der internationale Arbeiierrat nnd der Völkerbund in Washington
zusammentrcir . Es sei jedoch auch möglich , daß der Rat der Bier
Deutschland ausiordrrn werde , sogleich mit der Unterzeichnung
des Friedensvertrags dem Völkerbund beizutreten.

Fortdauer der Verletzung des Waffenstillstandes
durch die Polen.

Berlin , 17 . Mai . Die Polen fahren fort , die Ab¬
machungen des Waffenstillstandes täglich durch Ucbergriffö
zu verletze» . Angriffsweise Palrouillentätigkeit der Polen
wird aus allen Gebieten des posen' schen Ausstandsgebteies
gemeldet . Ein größerer polnischer Vorstoß nördöstlich Netz¬
walde mußte mii Unterstützung unserer Artillerie abgewiesen
werden . Bei Nawilsch wurden Polen abgewiesen , welche
französische Stahlhelme trugen.
Der Hamburger Senat gegen die Einmischung Her Entente in

innere deutsch « Angelegenheiten.
Hamburg . 17. Mai . Der Senat hat an den Präsidenten de» '

Reichsministcriiimr gestern ein Schreiben gerichtet, in welchem er sich
gegen die Forderungen der Entente wendet , daß die Elbe und die
Oder durch eine internationale Kommission verwaltet werden sollen,
und daß dem tschechoslowakischeStaat von Hamburg eine Freizone
auf 99 Jahre überlassen werden soll. Gegen dieser und weiterer
Forderungen bittet der Senat im Interesse des ganzen deutsche»
Wirtschaftslebens schärfsten Protest einlegen zu wollen.

Eine englische Handelskammer in Köln!
Köln , 18. Mai . Laut „Eologne Post " ist von englischen Kauf»

leuie» die Gründung einer englischen Handelskammer in Köln be¬
schlossen worden . Die Gründung wird in Köln eingetragen . In
Köln wird zunächst ein Auskunftsbureau eingerichtet, in dem außer
dem Sekretär der Kammer auch ein Vertreter her Wirtschasts-
Abteiiung der englischen Militärbehörden Auskunft erteilen wird»
Ueber 30 führend « englische Firmen waren auf der Gründungsvcr»
sammlung vertreten . — Soweit sind wir fetzt, daß die Herren England :«:
nachdem sie das deutsche Polk niedergeworfen haben , Deutschland
als wirtschaftliches Ausbeuteobsekt für gut genug halten.

Englisches Urteil über Deutschlands Gemütsverfassung.
Rotterdam , IS Mat . Dem „Nleuwe Rotterdamsche » Courant*

zufolge schreibt die „Times " in einem Leitartikel zu den in Berlin
stattgefundenen Kundgebungen , daß , was bei den deutschen Protesten
gegen die Friedensbedingungen auf die Alliierten den größten Ein¬
druck mache, sei der dadurch erbrachte Beweis äußerster Schwäche
des deutschen Volkes . Bisher sei kein Anzeichen j dafür vorhanden,
daß über das deutsche Volk ein so mächtiger Demonstrationsgeist
komme » werde , wie derjenige , der 1871 Frankreich aus feiner Mut¬
losigkeit herausgerissen habe . Die Deutschen hätten bisher keinen
Gambetta gefunden . _

Die französisch « Finanzlage.
Lauiv „ Echo de Parts " hat der Senat gestern Frankreich-

Finanzlage erörtert . Donner führte aus , daß abgesehen von de»
Menschenverlusten und der Entwertung des Grundbesitzes , der
Eisenbahnen und Straßen in dem verheerten Gebiet das Sinke«
der Jndustriewerte im Betrag « von 40 Milliarden , welche Frank¬
reich im Auslande besitze, bei Beurteilung der Finanzlage berück¬
sichtigt werden müsse. Eine weitere Verarmung de» Landes
komme sicher, da die Einfuhr in den Kriegsjahren bei Ausfuhr
um 70 Milliarden überstiegen habe . Von den 150 Milliarden
Kriegskosten seien bisher 20 Milliarden durch Steuereingkngs
und 55 Milliarden durch Anleihen gedeckt worden . Die Vor¬
schüsse der Bank von Frankreich betrügen 23 Milliarden . Dev.
Rest sei hauptsächlich durch kurzfristige Staatsschatzscheine ge¬
deckt, welche konsolidiert werden müßten . Eine Aenderung die»
ser Finanzlage mit ihren Zinszahlungen sei unbedingt nötig.
Man müsse einen in Ausgaben und Einnahmen ausgeglichenere
Haushaltsplan aufstellen . Frankreich zähle dabel auf die Unter¬
stützung seiner Alliierten und die Mitwirkung der Finanzabtei - i
lung des Völkerbunds . Die Finanzlage bilde eine ernste unk» !
dringende Gefahr für Frankreich , welche mit Hilfe der Alliierter « !
beseitigt werden müsse. Rach Donners Ansicht wird der dies « !
jährige Voranschlag etwa 1514 Milliarden Ausgaben und 6 Mil¬
liarden Einnahmen aufweisen , sodaß noch 914 Milliarden zu -
decken sein werden . Er glaubt allerdings , daß die militärischen
Ausgaben bedeutend herabgesetzt und die Dienstpflicht , wenn -
auch nicht sogleich , auf ein Jahr herabgesetzt werden könne . Auch i
die Kriegsflotte könne verringert werden , sodaß künftig etwa 500 ?,

Millionen Francs für die Armee , 200 Millionen für die Maring ^
300 Millionen für die Kolonien und Marokko , zusammen ein » l
Milliarde für den MflitärhauShalt , auSgeworfen werden könne . !
Donner wird seine Ausführungen , die der Senat sehr aufmerk - !
sam anhöcte , heute beendigen . s

Ans StM md Land. '
Ealw , den 19 Mai t9lS.

Wahlerfolg eines Calwers.
Bei der gestern stattgefundenen Stadtschulthetßenwayli

in Dornhan OA . Sulz wurde Berwaltungslrandidat Karl
Moros von hier mit 90 Stimmen Mehrheit gewühlt.

Der sagenhafte amerikantsche Speck.
Wie wir von zuständiger Stelle hören , trifft der amerikanisch«

Speck nur langsam vom Ausland ein. Er bleibt leider dazu noch
in Mannheim liegen, was auf Schikanen französischer Behörden zn-
rilckzufllhren ist. Bis jetzt konnte mit dem für Württemberg be¬
stimmten Auslandsspcck nur Stuttgart Stadt und Stuttgart Amt
beliefert werden , alle übrigen Bezirke des Landes harren noch sehn«,
süchtig auf ihn. Ini günstigsten Fall kann , wie wir hören , die Be¬
eiferung des Bisirks Ealw iaetwg einem Monas erfolgen.



Schwarzwald»Verein.
Begünstigt vom herrlichsten Maienwetter hatten sich atn Sonntag

nachmittag 2 Uhr 43 Mitglieder, darunter eine erfreuliche Anzahl
.Damen, zu einer Wanderung zusammengesunden. Durchs Fuchsloch
gings, und dann auf halber Höhe den schönen, schattigen Waldweg
dem Ottenbronner Sträßchen zu. und hinüber nach Unterhaugstet».
Nach kurzer Rast im „Hirsch" führte der Marsch über die tzummels-
berger Höhe durch die Wokfsschlucht nach Hirsau. Gegen7 Uhr
kamen die Teilnehmer, hochbefriedigt von der wunderschönen Wander-
ung auf dem Brühl wieder an. tl.

Arbeiter- und AngestelltenanSschiisse.
.. .Won zuständiger Seite wird geschrieben:

Die Verfügung des Arbeitsministeriums vom 22. Februar
dS. Js . über die Errichtung von Arbeiter- und AngestelltenauS-
fchüssen und Schlichümgsausschüflen findet in Arbeitgcberkreisen
noch nicht die gewünschte Beachtung und es gibt immer noch da
und dort Arbeitgeber, die entweder noch gar nicht an die Errich¬
tung dieser Ausschüsse herangetreten sind oder aber in deren Be¬
trieben die Wahlen noch nicht vorgenommen sind. Die Arbeiter-
und Anyestelltenausschüffe sind als sozialpolitisches Bindeglied
zwischen Arbeitgeber und Arbeiterschaft eingesetzt nnd haben ihre
Aufgabe im Allgemeinen voll erfüllt. Ganz abgesehen davon,
daß sich derartige Arbeitgeber einen Verstoß gegen die Verord¬
nung zu Schulden kommen lassen, handeln sie keineswegs im

efgenen Fnteresse, lvenk ske das ihnen Motette sozialpolftssche
Friedensinstrument nicht beachten oder gering einschätzen, statt
so bald wie möglich Gelegenheit zu nehmen, auf dieser sozialen
Brücke in innigere Verbindung als bisher mit ihrer Arbeiterschaft
zu treten. Im Hinblick auf die sowieso schon stets in Unruhe
gehaltenen Seelen der Arbeiter und Angestellten bedarf es wohl
nur dieses Anstoßes, um die säumigen Arbeitgebera« EttDlluug
ihrer Pflichten zu erinnern.

Gewinnbeteiligung der Arbeiter.
Der Unterausschuß IV der Württ. Sozialisierung»- Kommission

hat sich mit der Frage der Gewinnbeteiligungder Arbeiter befaßt.
Es wurden dir bisher im Ausland und zum Teil ln Deutschland mit
einer Beteiligung der Arbeiter und Angestellten eines Unternehmens
an dem eine gewisse Verbindung des Kapitals übersteigenden Gewinn
gemachten Versuche eingehend besprochen. Alsdann wurde die Mög¬
lichkeit einer solcher Beteiligung bei den verschiedene» Arten der
Sozialisierung beraten, die in den anderen Unterausschüssenbehandelt
werden. Der Ausschuß Mir einstimmig fest, daß die Frage erst dann
spruchreif sei. wenn bei den, einen oder anderen Wirtschaftszweig
nach den Beschlüssen der «»eireffenden Unterausschüsse der Württemb.
Sozialisierungskommission ein« Gewinnbeteiligung der Arbeiter mög¬
lich sein werde.

Aus der württ. Landesversammlung.
Stuttgart, 16. Mai. Die Landesversammlung rrledtgtr heut«

die zweite Beratung des Wohnungsdürgschaftsgesetzes, das mit den

Ausschußankrssgett Mmätz'M sänkt. Me Redner WtMcher PaefftzU
gingen mit dem sozialen Grundgedanken dieses Gesetzes einig. Auch
der Minister war von der Notwendigkeit überzeugt, den Minderbe¬
mittelten und dem wirtschaftlich schwachen Mittelstand unter dk
Arme zu greifen. Staat und Gemeinde sollen gemeinsam Bürgschaft
leisten für Baukapitaldarlehen. Wohl ist sich der Minister der Ge.
fahr bewußt, daß die jetzt mit einem außerordeuilich hohen Aufwand
zu erstellenden Wohnhäuser vielleicht in absehbarer Zeit iirfolge de»
notwendig werdenden Massenausivanderung wieder leer stehen
werden, dennoch ist er dafür, zu bauen, wen» auch mit den spar-
samsten Mitteln, wie ja die nächsten Jahrzehnte uns zu Einschränkung
gen auf allen Gebieten, auch im Wohnuagsrocscn zwingen werde».
Das Zentrum hatte verschiedene Abänderungsnulrägegestellt, die
jedoch bei den anderen Pattelen bei» Gehör fanden. Aeußerhald de»
Tagesordnung stellte der Zenirumsabgcorduet« Gras di« Behauptung
des Vorstands des Süddeutschen Eisenbahnerorrbands, Eugen Rock
richtig, als ob er oder sein Freund Groß in der interfraktionell^
Konferenz den Antrag gestellt hätten, die in dem Tarifvertrag dtz
Eisenbahnarbriter enthaltenen Sätze um SO Prozent zu ermäßige».
Er stellte fest, daß weder er, noch der Abg. Groß, der der Konferenz
gar nicht angehött, einen solchen Antrag «iugebracht habrit. Dl«
nächste Sitzung findet am Donnerstag, den 22. Mai statt.
. . . . - . -.- - m
Für di- Cchristl. verantwortlich: Otto Seltmann,  Tapst,
Druck und Verlag der A. Ölschlöger'schen Buchdruckerei. Laich.

Cal«.
Auf dem hiesigen Friedhof liegen eine Anzahl

herrenloser Grabsteine
herum. Etwaige Eigentümer werden aufgefordert, ihre Steine
bis spätestensl . Juni ds. 2s. zu entfernen oder ihre Eigen»
tumsansprüche bis dahin beim Etadtbauamt geltend zu machen.
Nach Ablauf dieser Frist werden die Steine von der Stadtver¬
waltung entfernt und veräußert werden.

Lalw» den 17. Mai 1919.
Stadtschultheitzenamt: Eöhner.

MW

Oberreichenbach, den 18. Mai 1919.

Todes-Anzeige.

Tie>betrübt geben wir Verwandtet», Freunden
und Bekannten die schmerzliche Nachricht, daß mein
lieber Gatte, unser treubrsorgter herzensguter Vater
und Schwiegervater

Bm Schiiiirle.«-«-„m-q...
»ach längerem, schweren Leiden im 64. Lebensjahr
sanft in dem Herrn entschlafen ist.

Die trauernden Hinterbliebenen.
Beerdigung Dienstag Nachmittag2 Uhr.

Holzbronn, den 19. Mai 1919.

Danksagung.
Für die vielen Beweise herzlicher Teilnahme,

welche wir während der Krankheit und dem Hin¬
scheiden unseres lieben Sohnes und
Bruders

Georg
erfahre» dursten, für die trostreichen Worte des
Herrn Pfarrer Wörner am Grabe, seinen Käme-
raden und Freundinnen, Herrn Lehrer Härtling für
den erhebenden Gesang, sowie für die zahlreiche
Begleitung zu seiner letzten Ruhestätte sage» herz¬
lichen Dank

Familie Christof Mann.

FrlNikr - HlllMaiKktl liefert rasch, sauber und preis-
^HUUkt ° 2AUMfUMU wert die Druckerei dies. Blattes.

WLM

l.

Nach Aufgabe meiner Tätigkeit beim
Kommunalverband habe ich mein durch
den Krieg unterbrochenes Geschäft als Ver¬
mittler wieder ausgenommen. Ich halte
mich empfohlen für die llebernahme von
Ernndftiirks-Käufen und -Verkaufen, Be¬
ratung in Grundstücks- und Vermögens ««-
gelegenhrite », Verwaltung von Vermögens
werten »Abschluß von Versicherungen, ferner
zur Vertretung 1» allen Angelegenheiten,
wo ein Vertrauensmann notwendig ist.
Erste Referenzen für fachgemäß» Wahrung
der mir anvertrauten Jntereffen können
gegeben werden.

Agenturgeschäft.
Mittlere Brücke.CM Reichert,

GeMelzuWerei«
Calw.

Kückenfutter
kann vom Kleintierzuchtverband
Vaihingen a. E. durch die
Geflügelzüchter selbst bezogen
werden. Sack ist einzusenden.
Preis per Zlr. samt Fracht etwa
Mk. 35.—.

Vorstand C. Störr.
Suche auf 1. 3um oder spä¬

ter jüngeres

Mädchen,
welches das Kochen erlernen
möchte uttd auch Freude an
Gattenarbeit hat. .
Frau Apotheker Wieland,

in Calw.

MStchr« geW
auf 1. Juni zu kl. Familie
(3 Personen).
Frau Oberstltn . Benignus,
Liebenzell, Hindenburg-

stratze 160 6.
Ein pünktliches

Laufmädchen
für vormittags wird auf 1.
Juni gesucht. Zu erfragen bei
der Geschäftsstelle des Blattes.

Kräftiges

Laufmädchen
soivie
Wasch- ». PlWm

für sofort gesucht.
Uhlandstraße 863.

IleWoleMsitche!
haben in unserem Blatte
stets Erfolg, da der größte
Teil der Auflage auf dem
Lande Verbreitung findet.

Für ein 14 jähriges
Mädchen

wird in Lalw eine

Stelle gesucht.
Es »vird mehr auf gute Be-

andlung als auf Lohn ge-
ehen. Z« erfragen bei

Pfrommer , Kentheim.
st

Frisch eingetrosten:

i.Gelee
>IVO Gramm —LS!
7 Pjd .-Dose „ 16L«

!MM Heringe!
kleine, i. Essig

1 Pfd. Ml. 2.50.
K. Otto Binron. !

Dienstag Abend
8 Ahr

Sivgftittlde
im „Ochsen".

Zahlreich. Erscheinen
wird erwartet. Der Ausschuß.
Smgeslustige uMmmeu!

2 tüchtige^

VoWtersSger
Können sofort eintreten bei

Gg. Gengenbach Söhne»
Sägewerk,

Dillweißenstein.

Hausschreiner
unverheiratet, in Dauerstellung
gesucht.
Schwarzwaldheim Schöm¬
berg, Station Liebenzell.

Verläßlicher, kräftiger, junger

Mann,
der sich als Heizer ausbiidett
will, gesucht.
SanatoriumSchwarzwald-
heim Schömberg, Station

Bad Liebenzell.

kriLodgediMiiiwii

ewpl edlt
Sttg VjM.L

Frisch eingelrosten:

6llMIlsitzelll'L.K"
in Gelee

100 Gramm 55 ^
7 Psd. Dose 16.50 Mk.

Georg Pfeiffer , Badstraße.
Unterzeichneter verkauft einen

gebrauchten
Leiterwagen,

35 Zentner Tragkraft, einen
gebrauchten

Brückenwagen,
30 Zentner Tragkraft.
Xaver Hefele, Schmied¬

meister, Althcngstett.

Spezial-
Wasserglas,
sow. Garantol.
Ritter -Drogerie
gegenüber dem Wald¬

horn.

Heinens-

Mostextrakt
(noch Frtedensware)

ist zu haben bei
U. Neutter . Küfer

Li ebelsberg.

Junger, solider Btirogehilfe
sucht einmU.Zimmer.

Ang. an die Gesch. d. Bl.

Gesucht

Kur -Pension
b Selbstversorger, Juni, von
leb. Beamten. Gest. Preisoff.
erbeten an
Götze, Berlin - Karlshorst,

Treskow-Allee 69 11.

Frischgewässerte

Stockfische
das Pfund zu Mk. 1.301

Asind jeden Dienstag,!
Donnerstag, ^«. Freitag j
zu haben bei

N. Hauber . >

Zöpfe,
Haararbeiten

aller Art werden angesertigt bei
Karl Eenthner , Friseur¬
geschäft, Bad Liebenzell.

— Tabak —
Mischungen in höchster
Vollendung für Wieder¬
verkäufe»:. Preisliste freit

Bettreter gesucht.
M . Guttmann»

Berlin O 27, Alexander¬
straße 22.

Oie Oeburt  eines
Zesuntten

Pöchtercüeas
reiZen in ciankdarer
?reuäe an
Lslv, 18.Nai 1919.

tisuptletirer keck
U. ? r3U, xeb. iAazcer.

WilemellmiilM
(Morre- unä ^aute- I

Onterricftt.
Kurse in 20 kalbe« !

Ltunäen.
Pani OIpp, lelekon 92

fertigt rasch und billig
J .Odermatt Friseurmeistef
_ _ Calw.

KMenWttÄU
zu Kausen gesucht.

Wer, sagt die GeschästssW
des Blattes.

Althengstett.
Eine jung«

Nutz-U. SchO
Kuh

setzt dem Verkauf aus
Eottlieb Zipperer

Memiirze,
Hmdebachea,
GcMelsutttt.

Ritter -Drogerie
Calw»an der Nagold¬

brücke.

Distelstecher, Hauen und Kärste,
Mohn- M RWMe«, SM» Md
Lchmseln, Garte»- md Grureihe»

empfiehlt In großer Auswahl
Fr . Wiedersheim, Eiseiikpndlung,

Weilderstadt.

Wen- Ulli NW-Mhe»
aus Bauern - und Privat -Waldungen Laust zll
'. Höchstpreisen
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